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Medieninformation 
 
Bedingt abwehrbereit – Ist unsere Rechtsordnung auf die Abwehr 
äußerer Bedrohungen ausreichend vorbereitet? 
 
Abteilung Öffentliches Recht – aus den Diskussionen am Mittwoch 

 

Grundlage der Diskussionen waren das Gutachten von Prof. Dr. Tristan 

Barczak, LL.M. (Passau) sowie die Referate von Prof. Dr. Sven 

Eisenmenger (Hamburg), Ministerialdirektor Dr. Alexander Götz (Berlin), 

Chefjustiziar Christian Graf (Hamburg) und Senatorin Dr. Eva Högl 

(Bremen). 

 

Erfurt, den 16. September 2026 – Die Abteilung Öffentliches Recht 

diskutiert intensiv über grundsätzliche Fragestellungen: Wie weit 

reicht das verfassungsrechtliche System zur Abwehr äußerer 

Bedrohungen? Bedürfen die vier Eskalationsstufen des Grundgesetzes 

– Bündnisfall, Zustimmungsfall, Spannungsfall, Verteidigungsfall – 

einer Ergänzung um hybride Bedrohungslagen? Und: Sollte die 

Bundeswehr eine eigenständige Kompetenz zur Drohnenabwehr 

erhalten? 

 

Die Diskussion dreht sich zunächst um die Frage, ob der Begriff 

„hybride Bedrohung“ ins Grundgesetz aufgenommen werden soll. 

Gutachter Prof. Dr. Tristan Barczak lehnt dies entschieden ab: Der 

Begriff sei ein rechtliches Nullum, zu unscharf und beschreibe lediglich 

einen diffusen Gefahrenzustand. Das Grundgesetz kenne mit dem 

Spannungsfall bereits ein Instrument, das die Anwendung der 

Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze ermögliche. Barczak fügt hinzu: 

„Eine neue Föderalismusreform sehe ich weder als realistisch noch als 

notwendig an.“ 
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Prof. Dr. Sven Eisenmenger sieht den Begriff „hybride Bedrohung“ als 

Brückenbegriff und nicht als Ausdruck politischer Hilflosigkeit, hält ihn 

jedoch ebenfalls für nicht justiziabel und spricht sich daher gegen eine 

Aufnahme ins Grundgesetz aus: Analog zum Begriff „Krise“ würde sich 

ein solcher Begriff in einem Dauerzustand abnutzen. 

 

Auch die Frage hinsichtlich einer originären Zuständigkeit der 

Bundeswehr für die Drohnenabwehr wird eher zurückhaltend 

bewertet. Ministerialdirektor Dr. Alexander Götz hält dies weder für 

erforderlich noch sinnvoll: Die Bundeswehr könne ausländische 

Drohnen bereits jetzt abwehren, ohne dass es der Feststellung des 

Spannungs- oder Verteidigungsfalles bedürfte. Zudem wäre es fatal, die 

Selbstschutzbereitschaft der Länder faktisch abzustellen. In Bezug auf 

Kritik am Föderalismus rät Götz zur Besonnenheit und führt ein 

Beispiel an: „Dieses Land ist wegen des Föderalismus gut durch die 

COVID-Krise gekommen.“ Götz plädiert daher für eine stärkere 

Nutzung bestehender Kooperationsmechanismen. 

 

Dr. Eva Högl, Innensenatorin und ehemalige Wehrbeauftragte, bringt 

die europäische Dimension ein und wirbt für eine Europäische 

Verteidigungsunion. Eisenmenger ergänzt: Die Europäische 

Verteidigungsagentur schaffe bereits Möglichkeiten. Das EU-

Katastrophenschutzverfahren halte Vorsorge- und 

Bewältigungsmaßnahmen bereit. Er plädiert für eine Stärkung der 

koordinierenden – nicht der regulierenden – Rolle der EU, um 

Ressourcen der Mitgliedstaaten zu bündeln. 

 

Die weitere Diskussion und Beschlussfassung der Abteilung findet am 17. 

September 2026 statt. 


